Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/ 2551 


20. 09. 74 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Leicht, Höcherl, Dr. Althammer, 
Dr. Häfele und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/2509 - 


betr. propagandistische Maßnahmen der Bundesregierung im Zusammenhang 
mit der sogenannten Steuerreform 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der 
Finanzen hat mit Schreiben vom 17. September 1974 im Namen 
der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Welche Mittel beabsichtigen die Bundesregierung und die Bun- 
desanstalt für Arbeit in Nürnberg auszugeben, um - über die 
mit den Länderfinanzministern vereinbarten gemeinsamen In- 
formationsschriften (Beilagen zur Lohnsteuerkarte und Merk- 
blatt für Arbeitgeber) hinaus - die sogenannten Steuerreform- 
maßnahmen einschließlich der Neuregelung des Kinderlasten- 
ausgleichs der Öffentlichkeit bekanntzumachen, und aus welchen 
Haushaltsstellen (Kapitel und Titel) werden diese bezahlt? 


Für die Unterrichtung der Öffentlichkeit über die Steuerreform 
einschließlich der Neuregelung des Familienlastenausgleichs 
wurden etwa folgende Mittel benötigt: 
aus 

Kap. 04 03 Tit. 531 03 

- Öffentlichkeitsarbeit „Inland" - 700 000 DM 

Kap. 08 02 Tit. 531 01 

- Öffentlichkeitsarbeit - 150 000 DM 

(bereits ausgegeben) 

Kap. 11 09 Tit. 531 01 

- Informationsmaßnahmen - 100 000 DM 

Kap. 15 01 Tit. apl. 531 04 

- Informationsaktion 

Neuregelung Kindergeld - 3 500 000 DM 

Kap. 15 02 Tit. 636 01 

- Erstattung von Verwaltungskosten an die 
Bundesanstalt für Arbeit für die 

Durchführung des Bundeskindergeldgesetzes - 1 000 000 DM. 
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2. Welche Maßnahmen (wie Anzeigenaktionen, Broschüren, Falt- 
blätter, Postwurfsendungen, Argumentationsserien, Schaubilder, 
Matern usw.) und in welchen Auflagen sind in diesem Zusam- 
menhang im einzelnen vorgesehen oder schon durchgeführt? 

Folgende Maßnahmen sind in diesem Zusammenhang vorge- 
sehen bzw. schon durchgeführt: 

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 

1. Sonderbulletin zur Steuerreform 

Auflage (über die normale Bulletinauflage hinaus): 150 000 

2. Faltblatt im Rahmen der Faltblattserie zu innenpolitischen 
Themen 

Auflage: 500 000 

3. Broschüre (Fibel) zur Steuerreform 

Auflage: 500 000 

Bundesminister der Finanzen 

1. 300 000 Broschüren im Rahmen der Reihe „BMF-Informatio- 
nen" unter dem Titel „Steuerreform: Erbschaftsteuer, Ver- 
mögensteuer, Gewerbesteuer" 

2. 309 800 Broschüren im Rahmen der Reihe „BMF-Informatio- 
nen" unter dem Titel „Steuerreform: Einkommen- und Lohn- 
steuer, Familienlastenausgleich, Sparförderung" 

3. 232 Matern „Mehr Gerechtigkeit durch die Steuerreform" 

4. 232 Matern „Die Steuerreform kommt voran" 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

1. Informationsblatt über das neue Kindergeld für ausländische 
Arbeitnehmer. 

Auflage: 1 000 000 

2. Abhandlung über die Einkommensteuer und Kindergeld- 
reform in der Zeitschrift für ausländische Arbeitnehmer 
„AD-Arbeitsplatz Deutschland" 

Auflage: 800 000 

Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit 

1. Anzeigenserie in allen Tageszeitungen über die Notwendig- 
keit der schnellstmöglichen Antragstellung; 4 x Inseration 
bei Auflagenhöhe der Zeitungen von 13 600 000 

2. Faltblatt als Beilage in allen Tageszeitungen mit Einzel- 
heiten über die Neuregelung sowie Information über tech- 
nischen Ablauf der Antragstellung 

Auflage : 1 4 500 000 

3. Broschüre über die Neuregelung des Familienlastenaus- 
gleichs einschließlich der Darstellung der Zusammenhänge 
und Auswirkungen komplizierter Fälle 

Auflage: 750 000 

Bundesanstalt für Arbeit 

1. Plakat „Das neue Kindergeld - Kindergeld vom ersten Kind 
an mit Informationen über Anspruchsvoraussetzungen 
und Antragsverfahren 
Auflage: 30 000 
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2. Anzeige „Wir erwarten Ihren Antrag 11 am 25. Oktober 1974 
in regionalen und überregionalen Tages- und Wochenzei- 
tungen 

Auflage: etwa 13 300 000 

3. Abrufanzeige „Das neue Kindergeld 11 - Haben Sie es schon 

beantragt? 11 ab Oktober 1974 in regionalen Tageszeitungen 

Auflage: bis etwa 13 300 000 

4. Anzeige „Aktuell - Das neue Kindergeld 11 in Gewerkschafts- 
zeitungen 

Auflage: 5 600 000 


3. Sind für diese Zwecke über- und außerplanmäßige Mittel im 
Bereich der Bundesregierung (bei welchen Ressorts? Kapitel 
und Titel?) und/oder der Bundesanstalt für Arbeit bewilligt 
worden? Wenn ja: in welcher Höhe im einzelnen? Wie be- 
gründet die Regierung, daß diese Ausgaben sowohl „unvor- 
hergesehen" wie auch „unabweisbar" im Sinne des Artikels 
112 Grundgesetzes und des § 37 der Bundeshaushaltsordnung 
sein sollen? 


1. Lediglich für die Maßnahmen des Bundesministers für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit habe ich in außerplanmä- 
ßige Ausgaben in Höhe von 3 500 000 DM bei Kap. 15 01 
apl. 531 04 - Informationsaktion Neuregelung Kindergeld - 
unter dem Vorbehalt eingewilligt, daß dieser Betrag inner- 
halb des Verfügungsrahmens des Einzelplans 15 im Haus- 
haltsjahr 1974 eingespart wird. 

Die Ausgabe ist unvorhergesehen, weil sich die jetzige 
Lösung der Kindergeldregelung (Auszahlung durch die 
Arbeitsämter) erst im Laufe des Frühjahrs 1974 abzeichnete 
und erst Mitte Juli 1974 nach Einigung über den Initiativ- 
gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen im Vermittlungsaus- 
schuß realisiert werden konnte. 

Die Unabweisbarkeit der Ausgabe ergibt sich aus der In- 
formationspflicht der Bundesregierung gegenüber den An- 
spruchsberechtigten sowie aus der Notwendigkeit, durch 
eine umfassende Aufklärungsaktion eine rechtzeitige An- 
tragstellung zu gewährleisten. 

2. Die Bundesanstalt für Arbeit ist ermächtigt worden, für die 
Unterrichtung der Öffentlichkeit Mehrausgaben bis zu 
1 000 000 DM zu leisten. Die haushaltsmäßigen Vorausset- 
zungen für die Mehrausgaben nach § 218 des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes liegen vor. 

Die Mehrausgaben werden aus Kap. 15 02 Tit. 636 01 - Er- 
stattung von Verwaltungskosten an die Bundesanstalt für 
Arbeit für die Durchführung des Bundeskindergeldgesetzes - 
geleistet. 

Abschließend möchte ich darauf hinweisen, daß die Herausgabe 
verschiedener Broschüren über die Reform der Einkommen- 
steuer, des Familienlastenausgleichs und der Sparförderung 
sowie des Kindergeldes notwendig geworden ist, weil auf 
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Drängen des Bundesrates und der Opposition im Bundestag 
von der ursprünglich geplanten steuerrechtlichen Kindergeld- 
regelung Abstand genommen wurde zugunsten der Auszahlung 
des Kindergeldes über die Arbeitsverwaltung. Da das Kinder- 
geld nach der jetzt beschlossenen Regelung nicht mit der Steuer- 
schuld verrechnet, sondern getrennt vom Besteuerungsverfah- 
ren von einer anderen Behörde nach einem eigenen Gesetz und 
in einem vom Lohnsteuerabzug abweichenden zeitlichen Rhyth- 
mus ausbezahlt wird, hält die Bundesregierung es für richtig, 
den betroffenen Personenkreis auf verschiedenen Wegen anzu- 
sprechen. Die Bundesregierung erwartet von den Veröffent- 
lichungen, daß bei Einführung des neuen Rechts Korrespondenz 
und persönliche Vorsprache und damit Verwaltungskosten bei 
den Behörden begrenzt werden können. 
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